
 
Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen 
 

A. Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786); 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13.05.2019 (BGBl. I S. 706); 
Planzeichenverordnung (PlanzV) i. d. F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057); 
Landesbauordnung (BauO NRW 2018) i. d. F. vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26.03.2019 (GV. NRW. S. 193); 
Landeswassergesetz (LWG NRW) i. d. F. des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- 
und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559), zuletzt 
geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934); 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 
23.01.2018 (GV. NRW. S. 90); 
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht 
(BekanntmVO) i. d. F. vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 05.11.2015 (GV. NRW S. 741); 
Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-
Verordnung - 12. BImSchV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15.03.2017 (BGBl. I S. 483), 
zuletzt geändert durch Artikel 1a der Verordnung vom 08.12.2017 (BGBl. I S. 3882). 
 
 
 

B. Planzeichen und Festsetzungen (§ 12 BauGB i.V.m. § 9 BauGB und BauNVO) 

 1. Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO) 
– mit vorhabenbezogener Konkretisierung gemäß § 12 BauGB – 

 
 
 

Sondergebiet großflächiger Einzelhandel (§ 11(3) BauNVO), hier:  
- Sondergebiet SO1: Stellplatzanlage für SB-Warenhaus gemäß Bebau-

ungsplan Nr. 128, 1./2. Änderung, siehe textliche Festsetzungen D.1.1  
- Sondergebiet SO2: Stellplatzanlage für Bau-/Gartenmarkt gemäß Bebau-

ungsplan Nr. 128, 1./2. Änderung, siehe textliche Festsetzungen D.1.2 
- Sondergebiet SO3: Raumausstattungs- und Einrichtungsfachmarkt 

mit maximal 3.250 m² Verkaufsfläche (VK) einschl. Stellplatz- und 
Nebenanlagen, Freiflächen etc., siehe textliche Festsetzungen D.1.3 

 
  2. Maß der baulichen Nutzung  (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 

 Grundflächenzahl GRZ als Höchstmaß (§ 19 BauNVO), hier z. B. 0,8 
 

 
 
 

Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO), siehe textliche Festsetzungen 
D.2.1 und D.6: 
- zulässige Gesamthöhe des Baukörpers bzw. von Teilbaukörpern im 

SO3, Höchstmaß in Meter über NN, z.B. 60,5 m ü. NN (Abgrenzung 
unterschiedlicher Bauhöhen durch Baugrenzen) 

- zulässige Gesamthöhe von Neben- und Werbeanlagen im SO1 und 
SO2, Höchstmaß in Meter über Parkplatzbetriebsfläche, hier 4,5 m; 
die Regelung gilt nicht für Beleuchtungs- und Fahnenmasten.   

 
Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9(3) BauGB), hier für Gebäude im SO3: 

Mindesthöhe Erdgeschossfußboden 52,70 m über NN 
 

 3. Bauweise, Baugrenzen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB) 

 Bauweise (§ 22 BauNVO): 
-  abweichende Bauweise, siehe textliche Festsetzungen D.3.1 
 
Überbaubare Grundstücksfläche gemäß § 23 BauNVO = 
-  durch Baugrenzen umgrenzter Bereich  
-  nicht überbaubare Grundstücksfläche 
 

 4. Verkehrsflächen (§ 9(1) Nr. 11 BauGB) 

 Straßenbegrenzungslinie, auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung  
 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: private Haupterschlie-
ßungsstraße als Sammelstraße für alle Teilflächen des Einzelhandels-
standorts  
 

 
 
 
 

SO3, Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss an andere Verkehrsflächen: 
-  Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt, Zugang für Fußgänger/Radfahrer 

zulässig; im Südwesten ist zudem im gekennzeichneten Bereich eine 
Notzufahrt für Unterhaltungs- und Notfallfahrzeuge von der L 773 
aus zulässig 

- Anschluss des SO3 an die Sammelerschließungsstraße (private 
Verkehrsfläche) 

 
 5. Grünflächen (§ 9(1) Nr. 15 BauGB) 

 Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung Parkanlage mit Regen-
wasserrückhalteanlage (= gemäß § 12(4) BauGB einbezogene Fläche 
über den Vorhaben- und Erschließungsplan hinaus) 
 
Private Grünfläche, Zweckbestimmung Verkehrsbegleitgrün  
 

  6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft und Grünordnung (§ 9(1) Nr. 20, Nr. 25 BauGB)  

 
 
 
 
 

Anpflanzung von Bäumen, hier festgesetzte Einzelstandorte (§ 9(1) Nr. 
25a BauGB), siehe textliche Festsetzungen D.4.1 
 

Hinweis: Bepflanzung der Stellplatzanlagen gemäß Vorhaben- und 
Erschließungsplan und Durchführungsvertrag. 
 

 7. Flächen für Versorgungsanlagen, Hauptversorgungsleitungen und 
Hauptabwasserleitungen (§ 9(1) Nrn. 12, 13 BauGB) sowie mit Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9(1) Nr. 21 BauGB) 

 Trafostation  
 
Hauptversorgungsleitungen und Hauptabwasserleitungen: 
-  Regenwasserkanal der Stadt Löhne  
-  Schmutzwasserkanal der Stadt Löhne  
 

 
 
 
 
 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen:  
-  Regenwasser- und Schmutzwasserkanäle der Stadt Löhne, hier: 

Leitungs-, Betretungs- und Unterhaltungsrecht zu Gunsten der Stadt 
Löhne und der Ver-/Entsorgungsbetriebe  

 
 8. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

und sonstigen Gefahren (§ 9(1) Nr. 24 BauGB) 

 Gebäudeanordnung entlang der Baugrenze im Westen und Mindest-
höhe der Gebäudeaußenkante, siehe textliche Festsetzungen D.5.1  
 
Umgrenzung der von einer Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen, 
hier: Immissionsschutzvorsorgefläche für später ggf. notwendige 
Schutzmaßnahmen durch eine Schallschutzwand, siehe textliche Fest-
setzungen D.5.2  
 

  9. Sonstige Planzeichen  

 Umgrenzung von Flächen für Stellplatzanlagen und Anlieferzone:  
- Stellplatzanlagen im SO1, SO2 und SO3 für Mitarbeiter und Kunden 

und Anbindung an die Haupterschließung, ebenerdig 

- Anlieferbereich im SO3 mit Zufahrt über die Stellplatzanlage des SO3 
 
Werbetafeln im westlichen Randbereich der Stellplatzanlagen, maximal 
6 Anlagen, Höhe maximal 4,5 m über Parkplatzbetriebsfläche 
 
Blickdichte Zaunanlage als Sichtabschirmung im westlichen Rand-
bereich, Höhe 1,8 bis 2,0 m, siehe textliche Festsetzungen D.3.3 
 
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen 
Änderungsbebauungsplans (§ 9(7) BauGB) 
 
Abgrenzung der unterschiedlichen Art der baulichen Nutzung  
 
Maßangaben in Meter, z.B. 7,5 Meter 

 

10. Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 (6) BauGB 
 
Das Plangebiet liegt in dem großräumigen, seit 1974 festgesetzten 
Heilquellenschutzgebiet „Bad Oeynhausen - Bad Salzuflen“ und ist Teil 
der äußeren Schutzzone IIIB (Gebietsnummer 3918-20). Die 
Schutzgebietsverordnung ist zu beachten, bauliche Anlagen sind hier 
genehmigungspflichtig. 
 

 

 

C. Katasteramtliche und sonstige Darstellungen ohne Festsetzungscharakter  

  
Vorhandene Bebauung mit Hausnummer 
 
 
Flurgrenze 
 
 

 Vorhandene Flurstücksgrenzen mit Grenzstein, Flurstücksnummer 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Höhenpunkte in Meter über NN und Kanaldeckel gemäß Einmessung  
 
Gebäudegrundriss und Gliederung der Freiflächen (Zufahrten, Stell-
platzanlagen etc.) gemäß Projektplanung der Architekten - siehe auch 
Vorhaben- und Erschließungsplan 
 
Geplante Höhenlage der Betriebsfläche, hier als Referenzhöhe von 
52,70 m ü.NN am eingetragenen Bezugspunkt im Bereich der Anbin-
dung an die Haupterschließung (Hinweis: nähere Regelungen über 
Geländeniveau etc. erfolgen im Durchführungsvertrag) 
 
Neu ermitteltes Überschwemmungsgebiet der Werre und Bereich des 
HQ 100 gemäß Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Detmold 
(Änderungsbereich mit Ausnahme der Haupterschließung - siehe dort) 
 
Richtfunktrasse (E-Plus, ungefähre Lage)  
 
Festsetzung der Art der baulichen Nutzung sowie jeweilige Abgrenzung 
im Bebauungsplan Nr. 128 einschl. 1./2. Änderung (als Hinweis zur 
Information, maßgeblich ist alleine das Original-Planwerk des Bebau-
ungsplans Nr. 128 einschl. Änderungen): 
 
- Sondergebiet gemäß § 11(3) BauNVO, hier SO(G)1 mit SB-Warenhaus 
 
- Sondergebiet gemäß § 11(3) BauNVO, hier SO(G)2 mit Bau- und 
Gartenmarkt 
 
- Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 

  

 

 
D. Textliche Festsetzungen gemäß § 12 BauGB i.V.m. § 9 BauGB und BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB 
– hier mit vorhabenbezogener Konkretisierung gemäß § 12 BauGB – 

1.1 Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel (§ 11(3) BauNVO), hier SO1 mit Stell-
platzanlage für das außerhalb des Änderungsbereichs liegende SB-Warenhaus: 
Das Sondergebiet SO1 dient der Unterbringung von zusätzlichen Stellplätzen für Kunden 
und Mitarbeiter des SB-Warenhauses im Nordosten gemäß Festsetzung SO(G)1 im 
Bebauungsplan Nr. 128, 1./2. Änderung. Zulässig sind die Hauptzufahrt für den SO-Stand-
ort und eine Sammelstellplatzanlage mit zugehörigen Nebenanlagen und Werbeanlagen 
(vorbehaltlich Festsetzung D.6).  
Ggf. nicht für das SB-Warenhaus benötigte Stellplätze können in einem späteren bau-
ordnungsrechtlichen Verfahren auch dem angrenzenden Bau-/Gartenmarkt angerechnet 
werden. 
 
1.2 Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel (§ 11(3) BauNVO), hier SO2 mit Stell-
platzanlage für den außerhalb des Änderungsbereichs liegenden Bau-/Gartenmarkt: 
Das Sondergebiet SO2 dient der Unterbringung von zusätzlichen Stellplätzen für Kunden 
und Mitarbeiter des Bau-/Gartenmarkts im Norden gemäß Festsetzung SO(G)2 im 
Bebauungsplan Nr. 128, 1./2. Änderung. Zulässig ist eine Sammelstellplatzanlage mit 
zugehörigen Nebenanlagen und Werbeanlagen (vorbehaltlich Festsetzung D.6).  
Ggf. nicht für den Bau-/Gartenmarkt benötigte Stellplätze können in einem späteren bauord-
nungsrechtlichen Verfahren auch dem angrenzenden SB-Warenhaus angerechnet werden. 
 
1.3 Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel (§ 11(3) BauNVO), hier SO3 mit 
Zweckbestimmung Raumausstattungs- und Einrichtungsfachmarkt: 
Das Sondergebiet SO3 dient der Unterbringung eines großflächigen Raumausstattungs- 
und Einrichtungsfachmarkts, die Verkaufsraumfläche (Nettoverkaufsfläche) des 
Fachmarkts beträgt maximal 3.200 m² VK zuzüglich 50 m² für die Eingangszone inklusive 
Windfang, Kassenzone und Abstellfläche für Einkaufswagen. Auf dieser Verkehrs-
/Funktionsfläche darf keine Ware (Aktionsware etc.) präsentiert oder verkauft werden. 
Die dem Kunden zugängliche Gesamtfläche (Bruttoverkaufsfläche) des Fachmarkts darf 
somit insgesamt 3.250 m² umfassen.  
Die Anlieferung ist im gekennzeichneten Bereich A im Norden des Gebäudes vorzusehen 
und hier ausschließlich während der Zeiten von 7:00 bis 20:00 Uhr zulässig. 
 
Zulässig ist im SO3 ein Einzelhandelsbetrieb mit folgenden Sortimenten: 
 

a) Nicht zentrenrelevante Sortimente gemäß „Löhner Liste“: 
- Bodenbeläge max.  800 m² VK 
- Teppiche  max.  250 m² VK 
- Tapeten  max.  250 m² VK 
- Farben, Lacke. Heimwerkerbedarf  max.  250 m² VK 
- Metall- und Kunststoffwaren  max.  250 m² VK 
- Möbel (inkl. Holz-, Flecht- und Korbwaren)  max.  370 m² VK 
- Bettwaren  max.  110 m² VK 
- Gardinen/Heimtextilien  max.  300 m² VK 
- Lampen  max.  200 m² VK 
- Garten- und Campingbedarf  max.    50 m² VK 
- Sonstige nicht zentrenrelevante Sortimente  max.    50 m² VK 
 (u. a. Fahrzeugzubehör, zoologischer Bedarf )                                     
Nicht-zentrenrelevante Kern- und Randsortimente gesamt max. 2.880 m² VK 

 

b) Zentren- und nahversorgungsrelevante Randsortimente gemäß „Löhner Liste“:  
- Haus-, Tisch-, Bettwäsche und Kurzwaren max.  150 m² VK 
- Glas, Porzellan, Keramik (GPK); Haushaltswaren   max.    55 m² VK 
- Schreib-/Papierwaren   max.    15 m² VK 
- Spielwaren, Bastelartikel  max.    10 m² VK 
- Kunstgewerbe, Bilder, Geschenkartikel max.    20 m² VK 
- Drogeriewaren, Putz- und Reinigungsmittel max.    30 m² VK 
- Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke)  max.    30 m² VK 
- Sonstige zentren-/nahversorgungsrelevante Saisonartikel  max.    10 m² VK 
Zentren-/nahversorgungsrelevante Sortimente gesamt max. 320 m² VK 

 
Ausnahmeregelungen:  
- Eine Sortimentserweiterung der in Löhne nicht zentrenrelevanten Sortimente gemäß 

(a) zu Lasten der in Löhne zentrenrelevanten Sortimente gemäß (b) mit maximal 
320 m² VK kann ggf. nach gutachterlichem Nachweis der Unbedenklichkeit im Sinne 
des § 11(3) BauNVO zugelassen werden.  

 
Grundlage der Projektplanung und der zulässigen Sortimente: Auswirkungsanalyse, 
Verlagerung eines Tedox Renovierungsfachmarktes in der Stadt Löhne, Peter U. Berger 
und BBE Handelsberatung GmbH, Much/Köln, April 2016 und ergänzendes Schreiben 
vom 20.02.2017.  
 
Definition Verkaufsfläche: Als Verkaufsfläche (VK) gilt die dem Verkauf dienende Fläche 
einschließlich der Gänge, Treppen in Verkaufsräumen, Standflächen für Einrichtungsge-
genstände, Kassenzonen, Einkaufswagenabstellfläche, Schaufenster und sonstiger dem 
Kunden zugänglicher Flächen, Thekenbereiche etc. (siehe auch Einzelhandelserlass NRW 
vom 22.09.2008). 
 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB i.V.m. der BauNVO) 

2.1 Höhe baulicher Anlagen (§§ 16, 18 BauNVO): Die zulässige maximale Gesamthöhe 
des Gebäudes im SO3 ergibt sich aus der Festsetzung in der Plankarte. Als oberer Bezugs-
punkt gilt der oberste Abschluss der aufgehenden Außenwand (Oberkante Attika), 
gemessen in Meter über NN, oder die maximale Höhe von Dachaufbauten und Photo-
voltaikanlagen, sofern diese die Oberkante Attika überschreiten.  
(Hinweis: Höhenbegrenzung der im SO1/SO2 zulässigen Nebenanlagen siehe Planzeichen-
erklärung B.2 bzw. B.9.)  
 
2.2 Ausnahmeregelung zur Höhe baulicher Anlagen: Die in der Plankarte festgesetzte 
Höhe der baulichen Anlagen kann als Ausnahme durch untergeordnete technische Bau-
teile wie einzelne Dachaufbauten für Maschinen-/Technikräume, Lüftungsanlagen, 
Treppenhäuser oder Fahrstühle mit betriebsbedingt zwingenden Höhenanforderungen 
um bis zu 2 m überschritten werden.  
 
2.3 Überschreitung der Grundflächenzahl GRZ (§ 19(4) i. V. m. § 17(2) BauNVO): Die 
festgesetzte Grundflächenzahl GRZ darf in den Sondergebieten SO1 und SO2 mit ergän-
zenden Stellplatzanlagen für die angrenzenden SO(G)1 und SO(G)2 gemäß Bebauungs-
plan Nr. 128, 1./2. Änderung, durch Stellplätze, Zufahrten und Nebenanlagen jeweils bis 
zu einer GRZ-Gesamtsumme von 0,9 überschritten werden.  
Geringfügige weitere Überschreitungen können bei einer Verrechnung mit der GRZ 0,9 im 
angrenzenden SO1 bzw. SO2 oder bei wasserdurchlässigen Befestigungen bzw. bei einem 
Entsiegelungs- oder Pflanzausgleich außerhalb des Geltungsbereichs dieser 3. Änderung 
auf dem übrigen Baugrundstück im angrenzenden SO(G)1 oder SO(G)2 gemäß Bebau-
ungsplan Nr. 128 zugelassen werden. 
 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, Nebenanlagen 

3.1 Abweichende Bauweise im SO3 (§ 22(4) BauNVO): Es gelten die Bestimmungen der 
offenen Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäude mit mehr als 50 m Länge zulässig sind. 
 
3.2 Nebenanlagen: Auf den nicht überbaubaren Flächen können nach § 23(5) BauNVO 
untergeordnete eingeschossige Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zugelassen 
werden (z.B. Aufstellflächen für Einkaufswagen einschl. Windschutz/Überdachungen, 
Schallschutzwand, Zaunanlagen, Sprinkleranlagen, Rigolen zur Niederschlagswasser-
entwässerung u. ä.).  
 
3.3 Blickdichte Zaunanlage als Sichtabschirmung im westlichen Randbereich: Die 
Zaunanlage ist an der Nachbargrenze mit einer Höhe zwischen 1,8 bis 2,0 m über dem 
vorhandenen Gelände im unmittelbaren Grenzbereich zu errichten (Gestaltung gemäß 
Durchführungsvertrag, genaue Anordnung und Höhe im Rahmen der nachbarrechtlichen 
Vorschriften der Landesbauordnung - BauO NRW).  
Die Zaunanlage als Sichtschutz kann alternativ ggf. ganz oder teilweise im Bereich der 
Immissionsschutzvorsorgefläche für eine spätere Schallschutzwand in Höhe der 
Stellplatzanlagen/Anlieferzone errichtet werden, wenn hierdurch ein besserer 
Sichtschutz der Nachbarn im Westen erreicht werden kann. 
 

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft einschl. 
Grünordnung (§ 9(1) Nr. 20 und Nr. 25 BauGB) 

 Hinweis: Begrünungskonzept und Anpflanzungen gemäß D.4.1 und D.4.2 auf dem Betriebs-
gelände richten sich nach dem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie nach den ergänzen-
den Regelungen im Durchführungsvertrag. 

 
4.1 Anpflanzen von Bäumen (§ 9(1) Nr. 25a BauGB), hier Einzelbäume außerhalb der 
Stellplatzanlagen: Fachgerechte Anpflanzung sowie dauerhafte Pflege und Erhalt stand-
ortgerechter, heimischer Laubbäume wie z.B. Spitzahorn, Feldahorn, Hainbuche 
(mindestens 8 Exemplare gemäß Plankarte, Stammumfang mindestens 16-18 cm) in 
Baumscheiben bzw. Pflanzstreifen von jeweils mindestens 10 m². Abgängige Gehölze sind 
durch gleichartige Nachpflanzungen zu ersetzen. 
 
4.2 Anpflanzen von Bäumen (§ 9(1) Nr. 25a BauGB), hier Begrünung im Bereich der 
festgesetzten Pkw-Stellplatzanlagen: Für jeweils angefangene 10 Stellplätze ist mindes-
tens ein standortgerechter, heimischer Laubbaum wie Spitzahorn, Feldahorn oder Hain-
buche mit einem Stammumfang von mindestens 16-18 cm fachgerecht anzupflanzen 
(Baumscheiben bzw. Pflanzstreifen von jeweils mind. 10 m2 oder fachgerechte über-
baubare Pflanzgruben mit mind. 12 m3 Volumen, Vorbereitungs-, Pflege- und Sicherungs-
maßnamen etc. gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan und Durchführungsvertrag).  
Die Pflanzungen sind zwischen, neben oder direkt im Anschluss an die Stellplätze gemäß 
VEP (Blatt 2) vorzunehmen. Im Bereich der an die Stellplatzanlagen angrenzenden Grün-
streifen erfolgende entsprechende Laubbaumpflanzungen können angerechnet werden. 
Abgängige Gehölze sind durch gleichartige Nachpflanzungen zu ersetzen.  

 
4.3  Mindestanforderungen an die Qualität des Pflanzguts für Maßnahmen gemäß 
Festsetzungen D.4.1 und D.4.2: 

Hochstämme: 4 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang mind. 16 - 18 cm (in 
1,0 m Höhe gemessen). 

Heister: 2 x verpflanzt, mit Ballen, Höhe 150 - 200 cm. 
Sträucher: 4 Triebe, ohne Ballen, Höhe 60 - 100 cm. 
Pflanzung:  Mittlerer Pflanzabstand 1,5 m in und zwischen den Reihen (= Pflanz-

dichte), Pflanzungen im Verband von 3-5 Stück (außer Hochstamm-
pflanzung). 

 

5. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9(1) Nr. 24 BauGB)  

Schallschutzanlagen und -maßnahmen im Bereich der SO1, SO2 und SO3: 
 
5.1 Anordnung und Höhe des Fachmarkt-Hauptgebäudes im SO3: Das Fachmarkt-
gebäude ist gemäß Planzeichen unter B.8 entlang der westlichen Grundstücksgrenze 
anzuordnen, die Mindesthöhe beträgt 5 m.  
 
5.2 Option Schallschutzwand entlang der westlichen Plangebietsgrenze im SO2, SO3: 
Die in der Plankarte eingetragene Immissionsschutzvorsorgefläche ist von einer Bebauung 
oder von anderen dauerhaften Nutzungen für eine später ggf. gebotene Schutzmaßnahme 
freizuhalten. Zulässig ist hier eine Schallschutzmaßnahme mit bis zu 4,5 m Höhe, eine 
größere Höhe von bis zu 6 m kann gemäß späterem gutachterlichen Nachweis ggf. als 
Ausnahme zugelassen werden. Temporäre, ggf. auch an anderer Stelle im Plangebiet Nr. 
128 unterzubringende Nutzungen bleiben bis zum Bau einer Schallschutzwand zulässig. 
 
5.3 Bauausführung der Parkplatzflächen im SO1, SO2, SO3: Die Parkplatzflächen sind zu 
asphaltieren.  
 
Grundlage: Schalltechnisches Gutachten im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zur 3. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 128 der Stadt Löhne, AKUS GmbH, Bielefeld, Stand 
19.09.2016 und ergänzende Stellungnahmen vom 12.01.2017 und vom 23.01.2017. Die 
Unterlagen sind Anlagen zum Planverfahren und können im Rathaus der Stadt Löhne, 
Amt für Stadtentwicklung, eingesehen werden. 

 

E. Einzelhandel – Sortimentsliste „Löhner Liste“ 

„Löhner Liste“ der nahversorgungs-, zentren- und nicht-zentrenrelevanten Sortimente 
gemäß Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts Löhne (Dipl.-Ing. Peter U. 
Berger und BBE Handelsberatung GmbH, Oktober 2013): 

Nr. nach WZ 2008 Sortimente 

Nahversorgungsrelevante Sortimente 

47.2 Nahrungs- und Genussmittel, Getränke, Tabakwaren 

47.73 Apotheken 

47.75 Drogeriewaren, kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegemittel 
aus 47.78.9 Wasch-, Putz- und Reinigungsmittel 

Zentrenrelevante Sortimente 

47.41 Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte und Software 

47.42 Telekommunikationsgeräte 

47.43. Geräte der Unterhaltungselektronik 

aus 47.51 Haushaltstextilien (Haus-, Tisch- und Bettwäsche), Kurzwaren, 
Schnei-dereibedarf, Handarbeiten sowie Meterware für Bekleidung 
und Wäsche 

aus 47.54 elektrische Haushaltskleingeräte 

47.59.2 keramische Erzeugnisse und Glaswaren 

47.59.3 Musikinstrumente und Musikalien 

aus 47.59.9 Haushaltsgegenstände (u.a. Koch- Brat- und Tafelgeschirre, Schneid-
waren, Bestecke, nicht elektrische Haushaltsgeräte) 

47.61.0 Bücher 

47.62.1 Fachzeitschriften, Unterhaltungszeitschriften und Zeitungen 

47.62.2 Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel 

47.63 Ton- und BIldträger 

aus 47.62.2 Sportartikel (inkl. Sportbekleidung, -schuhe und -geräte) 

47.65 Spielwaren und Bastelartikel 

47.71 Bekleidung 

47.72 Schuhe, Lederwaren und Reisegepäck 

47.74 medizinische und orthopädische Artikel 

aus 47.76.1 Blumen 

47.77 Uhren und Schmuck 

47.78.1 Augenoptiker 

47.78.2 Foto- und optische Erzeugnisse 

47.78.3 Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Brief-
marken, Münzen und Geschenkartikel 

47.79 Antiquitäten und Gebrauchtwaren 
  

 
Nr. nach WZ 2008 Sortimente 

Nicht zentrenrelevante Sortimente 

45.32 Kraftwagenteile und -zubehör 

aus 47.51 Bettwaren (u. a. Matratzen, Lattenroste, Oberdecken) 

47.52.1 Metall- und Kunststoffwaren (u. a. Schrauben/-zubehör, Kleineisen-
waren, Bauartikel, Dübel, Beschläge, Schlösser und Schlüssel, Instal-
lationsbedarf für Gas, Wasser, Heizung und Klimatechnik, Bau-
elemente aus Eisen, Metall und Kunststoff, Werkzeuge aller Art; 
Werkstatteinrichtungen, Leitern, Lager- und Transportbehälter, 
Spielgeräte für Garten und Spielplatz, Drahtwaren, Rasenmäher) 

47.52.3 Anstrichmittel, Bau und Heimwerkerbedarf 

47.53 Vorhänge, Teppiche, Bodenbeläge und Tapeten 

aus 47.54 elektrische Haushaltsgroßgeräte 

47.59.1 Wohnmöbel, Kücheneinrichtungen, Büromöbel 

aus 47.59.9 Holz- Flecht- und Korbwaren (u. a. Drechslerwaren, Korbmöbel, 
Bast- und Strohwaren, Kinderwagen 

aus 47.59.9 Lampen, Leuchten und Beleuchtungsmittel 

aus 47.59.9 Sonstige Haushaltsgegenstände (u. a. Bedarfsartikel für den Garte, 
Garten- und Campingmöbel, Grillgeräte) 

47.64.1 Fahrräder, Fahrradteile und -zubehör 

aus 47.64.2 Sportgroßgeräte, Campingartikel 
aus 47.76.2 Pflanzen, Sämereien und Düngemittel 

47.76.2 Zoologischer Bedarf und lebende Tiere (inkl. Futtermittel für Tiere) 

 

F. Hinweise 
 
1. Baugestaltung und Stellplatzanlagen, Anbindung an die Albert-Schweitzer-Straße 

Regelungen zur Baugestaltung, hier insbesondere zur Fassadengestaltung und zu Werbe-
anlagen sowie zur Gestaltung der Stellplatzanlagen werden im Vorhaben- und
Erschließungsplan aufgenommen (siehe Lageplan der Stellplatzanlagen mit Bepflanzung
etc. sowie Ansichten des Fachmarkts) und durch ergänzende Vereinbarungen im Durch-
führungsvertrag geregelt.  
Im Bereich der Sammelzufahrt für das Gelände sind vorgesehen (siehe Vorhaben- und
Erschließungsplan): 
a) eine Höhenkontrolle als Zufahrtschranke auf die Stellplatzanlagen im SO1 und SO2 und 
b) eine Schrankenanlage als Abbindung von der L 773 am Wochenende und zur Nachtzeit. 
Einzelheiten und eine wirksame Anordnung der Schrankenanlage im Nahbereich der
Albert-Schweitzer-Straße werden derzeit geprüft und sind insbesondere unter
straßenverkehrlichen Gesichtspunkten abzustimmen, eine bindende Festsetzung im vB-
Plan Nr. 128, 3. Änderung erfolgt daher nicht.  

 
2. Auslage von DIN-Normen 

Die im Planverfahren zum Schallschutz ggf. relevanten DIN-Normen 18005, 4109, 45691 
und DIN ISO 9613-2 werden im Rathaus der Stadt Löhne, Amt für Stadtentwicklung, 
Oeynhausener Straße 41, 32584 Löhne, in den allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsicht 
bereit gehalten. 
 

3. Altlasten und Kampfmittel 
Der Stadt Löhne sind im Änderungsbereich und im Umfeld keine Altlasten bekannt. In 
den vergangenen Jahren haben auf der Freifläche im Plangebiet Auffüllungen mit 
Bodenmaterial stattgefunden. Unabhängig davon besteht nach § 2(1) Landesboden-
schutzgesetz vom 09.05.2000 die Verpflichtung, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Altlast oder einer schädlichen Bodenveränderung unverzüglich der Stadt und der zustän-
digen Behörde (hier: Untere Bodenschutzbehörde) mitzuteilen, sofern derartige 
Feststellungen bei der Durchführung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen 
oder ähnlichen Eingriffen in den Boden und in den Untergrund getroffen werden. 
Hinweise auf eine Kampfmittelbelastung liegen bisher nicht vor. Der Änderungsbereich 
liegt außerhalb des bisher bekannten Bombenabwurfgebiets. Weist bei Durchführung 
von Bauvorhaben der Erdaushub auf eine außergewöhnliche Verfärbung hin oder 
werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen, der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst ist durch die Ordnungsbehörde oder durch die Polizei zu 
verständigen. 

 
4. Bodendenkmale 

Im Rahmen der 34. Regionalplan-Änderung hat LWL-Archäologie für Westfalen mitge-
teilt, dass im Plangebiet wichtige archäologische Fundplätze dokumentiert sind (DKZ 
3718,025 und 03718,028). Da die Ausdehnung der ehemaligen Sandgrube nahezu das 
ganze Plangebiet erfasst, kann auf eine archäologische Untersuchung verzichtet werden. 
Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde (etwa 
Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt 
werden, ist nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung unverzüglich 
der Stadt oder dem LWL – Archäologie für Westfalen (Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, 
Tel: 0521/52002-50) anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten. 

5. Artenschutz  

Beleuchtung von Sammelstellplatzanlagen und Straßenraumbeleuchtungen: Im Sinne 
des Artenschutzes sind insekten- und fledermausfreundliche Beleuchtungen im Außen-
bereich zu wählen. Für eine insektenfreundliche Beleuchtung sind möglichst Leucht-
mittel mit einem engen Spektralbereich (570 bis 630 nm) zu verwenden, die nur eine 
geringe Insektenanziehung bewirken.  
Blendwirkungen sind durch geschlossene Gehäuse zu unterbinden. Lichtkegel sind nach 
unten auszurichten. Grundsätzlich ist die Beleuchtung der Außenanlagen auf die not-
wendigen Flächen und Wege zu begrenzen, eine Lichtstreuung über die zu be-
leuchtenden Anlagen und Flächen hinaus ist zu vermeiden. 
Zu den marktüblichen Leuchtmitteln zählen insbesondere Natriumdampflampen („Gelblicht-
lampen“) wie auch LED-Lampen mit warmweißen Lichtfarben (Farbtemperaturen 2700 - 3300 
Kelvin). Sollten die Anforderungen mit marktgängigen Lösungen derzeit noch nicht abge-
deckt werden können, kommen nach Abstimmung auch ergänzende Lösungen ggf. auch 
mit anderen technischen Ausführungen, Abdimmen, zeitweisem Abschalten etc. in Frage.  
Gemäß § 64(1) Landschaftsgesetz NRW ist es zum Schutz von Nist-, Brut-, Wohn- und Zu-
fluchtstätten verboten, in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September Hecken, Wallhecken, 
Gebüsche sowie Röhricht- und Schilfbestände zu roden, abzuschneiden oder zu zerstören. 
Unberührt von diesem Verbot bleiben schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung 
des Zuwachses der Pflanzen sowie behördlich angeordnete oder zugelassene Maßnahmen, 
die aus wichtigen Gründen nicht zu anderer Zeit durchgeführt werden können. 
Artenschutzrechtliche Prüfung: Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde 
eine artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt. Es wurden keine Konflikte mit Zugriffs-
verboten des § 44 BNatSchG festgestellt. Sollte das geplante Vorhaben nicht innerhalb 
von 7 Jahren nach Planaufstellung realisiert werden, ist erneut eine artenschutzrecht-
liche Prüfung/Beteiligung der unteren Landschaftsbehörde bei Bauvorhaben auf der 
Grundlage dieses Bebauungsplans erforderlich. 

 
6. Abstände zu Schmutz-/Regenwasserkanälen der Stadt Löhne und Kanalanschlüsse 
 Die Schmutz- und Regenwasserkanäle sind in der Plankarte mit Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechten aufgenommen und in der Projektplanung zu beachten. Eine Überbauung der 
Trassen ist nicht möglich, ausreichende Abstände (einschl. Auskragungen wie Überdach-
ungen) sind einzuhalten. Bauvorhaben wie Gebäude und Lärmschutzwand (einschl. 
Fundamente) müssen einen Abstand von mind. 3,0 m zur SW-Kanalachse im Westen und 
von mind. 4,0 m zur RW-Kanalachse im Süden haben. Baumpflanzungen sind ebenfalls hier 
nicht möglich. Eine Abstimmung mit der Stadt Löhne ist erforderlich. 

 Anschluss an die Regen- und Schmutzwasserkanalisation der Stadt Löhne: Die aktuell 
bebauten und befestigten Flächen im Plangebiet werden über die bestehende Regen- 
und Schmutzwasserkanalisation der Stadt entwässert. Die Abwasserbeseitigungspflicht 
für das Plangebiet obliegt der Stadt Löhne. Das Vorhaben ist daher an die städtische 
Kanalisation anzuschließen. Eine Versickerung des nicht verunreinigten Nieder-
schlagswassers der Dachflächen ist nicht möglich. Bei der Bemessung der städtischen 
Entwässerungsanlagen wurde die Vorhabenfläche bzw. eine entsprechende gleichartige 
Maßnahme mit berücksichtigt. Die notwendige Vorbehandlung und Rückhaltung des 
anfallenden Niederschlagswassers kann daher in den städtischen Anlagen unmittelbar 
am Süd-/Ostrand außerhalb des Plangebiets erfolgen. Eine zusätzliche Vorbehandlung 
des Niederschlagswassers der Parkplatzflächen bzw. der Verkehrsflächen für das 
Vorhaben vor Einleitung in die öffentlichen Abwasseranlagen ist nicht erforderlich. 

 Eine zusätzliche Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers ist nur für den 
Anteil erforderlich, der den im Entwässerungskonzept der Stadt vorgesehenen 
Befestigungsgrad von i. M. 75% überschreitet. 

 
7. Lage in einem neu ermittelten Überschwemmungsgebiet 
 Der Bereich mit der geplanten Bebauung befindet sich nicht in einem festgesetzten 

Überschwemmungsgebiet. Die tiefer liegende, heute teilweise aufgefüllte Reservefläche 
liegt aber ebenso wie große Teilflächen im Umfeld (einschl. Schulstandort) zunächst im 
neu ermittelten Überschwemmungsgebiet der Werre und im Bereich des HQ 100 
gemäß Hochwassergefahrenkarte des Bezirksregierung Detmold (siehe dort). Hierzu 
erfolgen noch weitere wasserrechtliche Prüfungen. Die Bauvorhaben sind entsprechend 
durch ausreichende Höhenlage und Vorsorgemaßnahmen zu schützen. 

 
 
 

Blatt 1:  Vorhabenbezogener Bebauungsplan (vB-Plan) Nr. 128, 3. Änderung 
 

Blatt 2:  Vorhaben- und Erschließungsplan zum vB-Plan Nr. 128, 3. Änderung als Bestandteil 
des vB-Plans Nr. 128, 3. Änderung gemäß § 12 BauGB 

 
 

STADT  LÖHNE: 
 
 
Bebauungsplan Nr. 128 „Gebiet östlich der Lübbecker Straße (L 773) 
zwischen A 30 und der Albert-Schweitzer-Straße / Osttangente“ 
 

Hier:  3. Änderung als 
vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 128, 3. Änderung - Blatt 1 

(Erweiterung der Stellplatzanlagen des SB-Warenhauses und 
Neubau eines Raumausstattungs- und Einrichtungsfachmarkts) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemarkung Löhne-Ulenburg  Übersichtskarte:  1:10.000 
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Maßstab 1:1.000                               Planformat: 133 cm  x  88 cm Nord 

In Zusammenarbeit mit der Stadt Löhne: 
Stadtplanung und Kommunalberatung 

 
Satzungsfassung, 06.11.2019 
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Berliner Straße 38,  33378 Rheda-Wiedenbrück 
Telefon 05242/5509-0,    Fax 05242/5509-29 

Gezeichnet: Pr 
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6. Planungsrechtliche und baugestalterische Regelungen für Werbeanlagen (§ 9(1) und 
§ 9(4) BauGB i. V. m.  § 89 BauO NRW) 

6.1 Werbeanlage über der Attika des Haupteingangsbereichs des Fachmarktgebäudes 
im SO3: Die auf dem Gebäude im Haupteingangsbereich gemäß Vorhaben- und 
Erschließungsplan vorgesehene Werbeanlage darf die Oberkante Attika des Gebäudes 
um bis zu 2 m überschreiten (= Überschreitung der zulässigen Bauhöhe von 61,5 m um 
bis zu 1 m, Einzelheiten und Beleuchtung gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan und 
Durchführungsvertrag). 
 
6.2 Werbetafeln im SO2 und Beleuchtung: Die im westlichen Randbereich der 
Stellplatzanlagen zulässigen Werbetafeln (siehe Plankarte, maximal 6 Anlagen, Höhe 
maximal 4,5 m über Parkplatzbetriebsfläche) dürfen nur in Richtung Parkplatz einseitig 
selbstleuchtend erstellt oder angestrahlt nur in diese Parkplatzrichtung wirksam werden 
(Schutz der Nachbarn im WA im Westen). Die Beleuchtung ist zudem nur während der 
genehmigten Öffnungszeiten der Fachmärkte und des SB-Warenhauses zulässig. 
 
6.3 Fahnen: Im Bereich der privaten Haupterschließungsstraße zum SO-Standort sind in 
dem an die befestigte Verkehrsfläche angrenzenden Grünstreifen insgesamt 10 
Fahnenmasten (jeweils 5 auf der rechten bzw. auf der linken Seite) mit einer Höhe von 
maximal 9 m über dem dort vorhandenen Geländeniveau unmittelbar angrenzend an 
die Verkehrsfläche zulässig. Der Bestand gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan ist 
anzurechnen. 
 

 
8. Naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Übersichtskarte: Kompensationsmaßnahme 1 im Norden des Bebauungsplangebiets 
Nr. 128 (außerhalb des Geltungsbereichs der 3. Änderung) 
Ziel:  Neuanlage eines Gehölzstreifens Nr. 128 in Randlage zur A 30, Größe ca. 3.100 m² 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Übersichtskarte: Externe Kompensationsmaßnahme 2 „Mennighüffen“, Gemarkung 
Mennighüffen, Flur 1, Flurstück 121 teilweise. 
Ziel: Umwandlung von Intensivacker in extensives Feucht- und Nassgrünland, Flächen-

größe ca. 16.600 m², davon für Kompensation vorgesehen 6.345 m² 
 

 

Übersichtskarte: Externe Kompensationsmaßnahme 3 „In der Flage“, Gemarkung 
Ulenburg, Flur 5, Flurstücke 260, 262, 263 (private Fläche). 
Ziel: Umwandlung einer stillgelegten Ackerfläche in extensives Feucht- und Nassgrün-

land, Flächengröße ca. 12.098 m², davon für Kompensation vorgesehen 11.180 m² 
 
 
Hinweis: Die vorgesehen Maßnahmen, Kostentragung und Flächensicherung etc. werden 
im Durchführungsvertrag geregelt. 
 

 
 
 

G.  Planaufhebung 
Die vorhabenbezogene 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 128 überplant einen Teilbereich 
des Bebauungsplans Nr. 128. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 128, 3. Änderung 
werden die für das vorliegende Plangebiet bisher geltenden Festsetzungen des Bebauungs-
plans Nr. 128 im Änderungsbereich insgesamt überlagert. Diese Verdrängungsfunktion soll 
jedoch keine Aufhebung des Ursprungsplans Nr. 128 bewirken. 
 

 

 
 

Die Übereinstimmung mit der Satzungsfassung vom 06.11.2019 wird 
bescheinigt. 
 
Löhne, den  ....................... Stadt Löhne 
  Der Bürgermeister 
  Im Auftrag 
.......................................................  
(Niemeyer) 

 
 

Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2(1) BauGB 

Frühzeitige Beteiligung  
gemäß §§ 3(1), 4(1) BauGB 

Öffentliche Auslegung  
gemäß § 3(2) BauGB  

Erneute öffentliche Auslegung  
gemäß § 4a(3) BauGB  

 

Die Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans ist gemäß 
§ 2(1) BauGB i.V.m. § 1(8) BauGB 
und § 12 BauGB vom Planungs- 
und Umweltausschuss am 
23.04.2015 beschlossen worden.  
Dieser Beschluss ist am 
31.08.2016 ortsüblich bekanntge-
macht worden. 
 
 
 
 
 
Löhne, den  05.09.2016 
 
Stadt Löhne 
Der Bürgermeister 
 

gez. Poggemöller 

 

Nach ortsüblicher öffentlicher Be-
kanntmachung am 31.08.2016 
wurde die frühzeitige Information und 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3(1) BauGB durchgeführt durch: 
Bürgerversammlung am 08.09.2016 
und Aushang der Planunterlagen vom 
01.09.2016 bis zum 30.09.2016 
und Veröffentlichung auf der Home-
page im o.g. Zeitraum. 
Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 30.08.2016 gemäß 
§ 4(1) BauGB beteiligt. 
 

Löhne, den  05.10.2016 
 

Stadt Löhne 
Der Bürgermeister         Im Auftrag 
 

gez. Niemeyer 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde 
als Entwurf mit Begründung, Umweltbericht 
und den wesentlichen bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen zur öffent-
lichen Auslegung bestimmt mit Beschlussfas-
sung vom 09.03.2017 durch den Planungs- 
und Umweltausschuss der Stadt Löhne. 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekanntmach-
ung am 05.04.2017 hat der Plan-Entwurf mit 
Vorhaben- und Erschließungsplan, Begründung 
und Umweltbericht sowie den wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen gemäß § 3(2) BauGB vom 
13.04.2017 bis einschließlich 12.05.2017 
öffentlich ausgelegen. 
 

Löhne, den  17.05.2017 
 

Stadt Löhne 
Der Bürgermeister         Im Auftrag 
 

gez. Niemeyer 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde als 
Entwurf mit Begründung, Umweltbericht und 
den wesentlichen bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen zur erneuten öffent-
lichen Auslegung bestimmt mit Beschluss-
fassung vom 06.12.2018 durch den Planungs- 
und Umweltausschuss der Stadt Löhne. 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekanntmachung 
am 16.01.2019 hat der Plan-Entwurf mit 
Vorhaben- und Erschließungsplan, Begründung 
und Umweltbericht sowie den wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen gemäß § 4a(3) BauGB vom 
24.01.2019 bis einschließlich 01.03.2019 
erneut öffentlich ausgelegen. 
 

Löhne, den  06.03.2019 
 

Stadt Löhne 
Der Bürgermeister         Im Auftrag 
 

gez. Niemeyer 

 

Planunterlage 

 

Es wird bescheinigt, dass die Darstellung 
des gegenwärtigen Zustandes mit dem 
Katasternachweis übereinstimmt. 

Die Festlegung der städtebaulichen Planung 
ist - i.V. mit dem digitalen Planungsdaten-
Bestand (hier DXF-Datei) als Bestandteil 
dieses Bebauungsplans - geometrisch 
eindeutig. 
 
 
 
 
Löhne, den .......................... 
 
 
.............................................................. 
Dipl.-Ing. Wolfgang und Jens Schumann GbR 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 
Rosenstraße  30 
32584 Löhne 

 

Satzungsbeschluss  
gemäß § 10(1) BauGB 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan wurde vom Rat der Stadt 
Löhne gemäß § 10(1) BauGB am 
06.11.2019 mit seinen planungs- 
und bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen als Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
 
 

 

Löhne, den  13.11.2019 

 
gez. Poggemöller 
 

gez. Budde 

 

Bekanntmachung  
gemäß § 10(3) BauGB 

 

 

Der Beschluss des vorhabenbezogen-
en Bebauungsplans als Satzung ge-
mäß § 10(1) BauGB i.V.m. § 12 
BauGB ist am .................. ortsüb-
lich gemäß § 10(3) BauGB mit Hin-
weis darauf bekanntgemacht wor-
den, dass der Bebauungsplan mit Be-
gründung und gemäß § 10(4) BauGB 
a. F. mit einer zusammenfassenden 
Erklärung während der Dienststund-
en in der Verwaltung zu jedermanns 
Einsichtnahme bereitgehalten wird.  
Mit der erfolgten Bekanntmachung ist 
der Bebauungsplan in Kraft getreten. 
 
Löhne, den  .............. 
 

Stadt Löhne 
Der Bürgermeister        Im Auftrag 
 

................................................
(Niemeyer) 

 

 


